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Was ist der,,Mikrozensus" ?

Der Mikrozensus ist eine amtliche Haushartsbefragung, mit der ins-
besondere wichtige Ergebnisse über die wirtschaftriche und soziare
Lebensrage der aevörkerung ermittert werden. Dazu werden die Anga-
ben von Haushalten, also der Bürger selbst, die wie Sie in reprä_
sentativ ausgewählten zählbezirken wohnen, benötigt. ohne rhre Mit-
hilfe i es nicht möq Iich, ein zuverlässiges BiId der Lebensver-
häItnisse in unserem Land zu eriralten Wir bitten Sie daher um
Ihre Mitarbeit

Nur mit Hil-fe einer zuverrässigen statistik, die wie beim Mikro-
zensus aus der Summe der Angaben aller Befragten gerdonnen wird,
können z.B. gezielte staatliche l{aßnahmen für die Bürger - mit
wirkung für den Einzernen oder die Famirie - vorbereitet werden.

Der Mikrozensus hat sich aIs amtliche Repräsentativstatistik
(Stichprobe) bereits sei 7 pewährt, da rnit ihm jährlich
schneII, kostensparend und ausreichend genau die wichtigsten
veränderungen der bevörkerungs- und erwerbsstatistischen Daten
ermittelt werden können. Der Mikrozensus hat sich damit zu einer
für Parlament, Regierung, Verwaltung, Wissenschaft und öffent_
lichkeit in Bund und Ländern unverzichtbaren rnformationsguerr,e
enthrickelt.

Beispiele dafür, vrelchen zwecken der Mikrozensus dient, finden
Sie auf den Seiten ll ff.

Warum werden gerade Sie befragt?
Für das Jahr 1989 sind nach einer objektiven, mathematisch_sta_
tistischen zufallsauswahl aus den ethras mehr ars 25 Milrionen
HaushaJ-ten 250 000 Hausharte ausgewährt worden. Darunter befindet
sich auch Ihr Haushalt. Grundlage der Zufallsauswahl ist das be_
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hrohnte Bundesgebieti es wird in Flächen mit etwa gleich großer
BevöIkerungszahl (20 bis 30 Haushalte) eingeteilt' Von diesen
Flächen (Aushrahleinheiten) h'erden dann 1 t mit Hilfe von ZufaIIs-
zahlenaufLaniles-undRegierungsbezirksebeneineinemvollautoma-
tischen verfahren ermittelt. Jede Erhebungseinheit (Personen, Haus-

haIte, Wohnungen) hat dabei die gleiche Chance (vlahrscheinlichkeit),
ausgewählt zu werden.

DieZufallsauswahlerfolgtnicht-wieesihrNamevielleichtnahe-
legt - wiIlkürlich, sondern nach strengen mathematisch-statistischen
RegeIn. Zu diesen Regeln gehört, daß die einmal getroffene Auswahl-
anordnung eingehalten wird. Deshalb kann ein ausgewähIter Haushal-t

nicht gegen einen anderen ausgetauscht hterden'

In den ausgewählten F.Lächen werden die Erhebungen in vier aufeinan-
derfolgenden Jahren durchgeführt. Die maximal mögliche viermalige
Befragung der gleichen Einheiten gewährleistet einen hohen Genauig-
)reitsgrad der Ergebnisse für die Berichtswoche des jeweiligen Jahres
Lrnd de r Ve r ände r ung en von Jahr zu ,f ahr .

Aufgrund welcher Rechtsgrundlage wird befragt ?

Die amtliche statistik führt statistische Erhebungen nur dann durch,
wenn sie durch Geset2 oder andere Rechtsvorschriften angeordnet sind'
Die Rechtsgrundlage für den Mikrozensus und somit für Ihre Befragung

istdas,,GesetzzurDurchführungeinerRepräsentativstatistiküber
die BevöIkerung und den Arbeitsmarkt" (Mikrozensusgesetz) vom 10.

Juni 1985 (BGBI. I S. 955) und die dazu erLassene Mikrozensusver-
ordnung vom 14. Juni 1985 (BGBI. I s. 967) sowie die Erste verordnung

zur Änderung der Mikrozensusverordnung vom 2'l' April 1986 (BGBI' I
S. 436), die Zweite verordnung zur Änderung der Mikrozensusverordnung
vom 28. Februar 1989 (BGB1- I S. 342) und die Verordnung (EWG) Nr'
3473 des Rates vom 7.11.1988 zur Durchführung einer stichprobenerhe-
bung über Arbeitskräfte im Frühjahr '1989 (ABI' der EG Nr' L 305 s'
'14) in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik für Bundes-

zwecke(Bundesstatistikgesetz-BStatc)vom22.Januar1987(BGBI.I
S. 462, 565). Das Mikrozensusgesetz und die dazu erlassene Verord-

nung und beide Änderungsverordnungen sowie einen Auszug aus dem

Bundesstatistikgesetz finden Sie am Ende clieser Broschüre'
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Sind Sie zur Auskunfit verpflichtet?

sind sie vorrjährig oder führen sie ars minderjährige person einen
eigenen Haushalt, so sind Sie, auch für minderjährige Haushalts_
mitglieder, nach § 9 Mikrozensusgesetz in Verbindung mit SS 15, 2G
Abs.4 satz'l Bundesstatistikgesetz zur wahrheitsgemäßen und vol-l-
ständigen Äeantwortung der Eragen verpfrichtet. Dies girt auch für
Fragen nach Vor- und Familiennamen des Wohnungsinhabers gem. S 6
Abs. 1 Nr. 4 Mikrozensusgesetz, - sowie für Wohnungsangaben nach
§ 5 Abs. 2 Nr. 4 Mikrozensusgesetz -, erenn diese nicht von diesem
serbst beantr,vortet werden. Für vorljährige Haushartsmitgrieder,
die wegen einer Behinderung serbst nicht Auskunft geben können, ist
jedes andere auskunftspfr ichtige Haushartsmitgried auskunftspfl ich-
tig. rn Gemeinschafts- und Anstartsunterkünften ist für personen,
die wegen einer Behinderung oder wegen Minderjährigkeit selbst
nicht Auskunft geben können, der Leiter der Einrichtung auskunfts-
pflichtig. Die Auskunftspfficht für Dritte erstreckt sich auf die
Sachverhalte, die dem/der Auskunftspflichtigen bekannt sind. Sie
entfäIItr wenA die Auskünfte durch eine Vertrauensperson erteilt
werden.

Eine Befreiung von der Auskunftspfricht, egar aus werchen Gründen
(2.8. Alter oder Krankheit), ist nicht möglich, da ansonsten die
Genauigkeit der Ergebnisse sinkt und dadurch der zweck des Mikro-
zensus nicht mehr erreicht werden kann. cerade bei einer stichprobe
kann schon der Ausfarr. weniger Hausharte die Gesamtergebnisse in
ihrer Genauigkeit wesentlich beeinträchtig.nl ) .

1 ) wer seiner Auskunftspfricht nicht. nachkommt, handert ordnungs-widrig. Nach § 23 des Bundesstatistikgesetzes kann die Ordnüngs_widrigkeit mit einer GeIdbuße geahndet werden.Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderunq zurAuskunftserteilung haben keine aufsähiebenile wirkunq (§ 9Absatz 3 Mikrozensusgesetz) .
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Welche Auskünfte können Sie freiwillig erteilen?

Die Angabe des Eheschließungsjahres, die Angaben zu den Urlaubs-
und Erholungsreisen, zu Krankheiten und Unfallverletzungen, zu

den Rauchgewohnheiten, zur Verwendung von jodiertem Speisesalz
und dieAngabederTelefonnummer sind f r e i wi I I i9' Dies
gilt auch für die Angabe des höchsten Ausbilclungsabschlusses bei
der EG-Arbeitskräftestichprobe.

Wir bitten Sie, uns clennoch diese Auskünfte zu geben' Bedenken

Sie, daß Sie mit der Beantritortung der Fragen zu den Urlaubs- und

Erholungsreisen einen kleinen, aber sehr wichtigen Beitrag zum Ge-

samtbild der urlaubs- und Erholungsreisen und deren wirtschaftlicher
Bedeutung Iie.fern.

Wer sind die lnterviewer?

Es hrerden Interviewer eingesetzt, um Ihnen das Ausfü1len der Erhe-
bungsvordrucke zu erl-eichtern. sie sind in der Lage, in relativ kur-
zer zei.t den Erhebungsvordruck auszufüIIen. Damit entfäIIt für sie
diese häufig aIs mühevoII und zeitaufwendig empfunilene Arbeit.

Der Interv r ist eine vertraue nsperson, die Ihnen mit Rat qnd

Tat zur seite steht, Er ist ein Beauftragter des statistischen
Landesamtes; er wird sich durch seinen rnterviewer-Ausweis in Ver-
bindung mit seinem PersonaLausweis ausweisen und darf die wohnung

nur mit Zustimmung eines Verfügungsberechtigten betreten'

Haben Sie keine Scheu, den Interviewer um Hilfe zu bitten' Er ist
ebenso wie alle anderen Mitarbeiter, die im statistischen Landesamt

oder im statistischen Bundesamt mit dem Mikrozensus zu tun haben,

zur absoruten verschwiegenheit verpfrichtet (§ 8 Mikrozensusgesetz'
§ 1 6 Absatz 1 Bundesstatistikgesetz) und vom Statistischen Landes-

amt mit besonderer sorgfalt ausgewählt vJorilen. Es wird kein Inter-
viewer eingesetzt, bei dem ein Interessenkonflikt aufgrund seiner
beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit denkbar vräre. Ebenso wiril
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kein Interviewer eingesetzt, der in unmittelbarer Nachbarschaft
Ihres Wohngebietes reohnt.

Interviewer dürfen aus der Intervievrertätigkeit im Rahmen dieser
Erhebung gewonnene Erkenntnisse nicht in anderen verfahren oder für
andere Zwecke verwenden. SoIlten Sie dennoch Bedenken gegen eine
Offenlegung der erforderlichen Angaben gegenüber dem Intervieerer
haben, so geben Sie Ihre schriftlichen Angaben in einem ver-
schlossenen Umschlag ab (siehe auch ss 8 und 10 Mikrozensus-
gesetz) .

Wie können Sie Auskunft erteilen?

Sie können entweder dem Interviewer Auskunft erteilen (der Inter-
viewer härt dann rhre Ant$rorten im Fragebogen fest) oder sie fürren
den Fragebogen selbst aus. Der erste weg hat sich al-s der schnerrste
uncl sicherste erwiesen, da die fnterviewer mit dem Fragebogen ver-
traut sinil. Wenn Sie jedoch die Erhebungsvordrucke Iieber selbst
ausfülLen wo]-ren, so erhalten sie vom rnterviewer bzhr. vom Statisti-
schen Landesamt die erforderlichen Erhebungsunterlagen. Bei einer
Über.sendung der sel-bst ausgefüIlten Erhebungsvordrucke an das Sta-
tistische Landesamt geben sie bitte auf ilem ausreichend frankierten
Umschlag das Kennwort "Mikrozensus" sowie Ihren Vor- und Familien-
nanen und Ihre Anschrift (Gemeinde, Straße, Hausnurnmer) an. Leiten
sie rhre Fragebogen dem statistischen Landesamt bitte innerharb ei-
ner V,Ioche zu.

Berücksichtigen Sie aber bitte, daß Sie - auch bei SelbstausfüI-
lung - verpflichtet sind, dem Intervie$rer gegenüber die ZahI der
Haushalte in der Wohnung, die der personen im Haushalt, Ihren
Vor- und Familiennamen, das Leerstehen der Wohnung sowie die
HilfsmerkmaLe "Straße, Hausnummer und Lage der Wohnung im Gebäude"
anzugeben. Nur so ist eine ordnungsgemäße Durchführung der Erhebung
mög Iich.
Die Erhebungsvordrucke sind so gestaltet, daß Sie jeweils gemeinsam
mit anderen Hausha-Itsmitgliedern die Fragen beantworten können.
Dieser Weg hat sich als besonders vorteilhaft erwiesen. Es steht
Ihnen jedoch frei, Ihre Angaben zu den Fragen für sich alfein auf
einem eigenen Bogen zu machen (siehe s 10 Abs. 3 Mikrozensusgesetz)



6

Welche Fragen werden an Sie gestellt?

Der Mikrozensus beinhaltet Erhebungsmerlsnale, d

persönliche und sachliche VerhäItnisse, die zur
wenilung bestimmt sind, sowie Hilfsnerkmale, die
Durchführung der Stichprobe erforderlich sind.
In diesem Jahr bitten wir Sie, für die Berichtswoche vom 24' - 30'
ApriI 1 989 zu den Erhebungsmerkmalen folgender Bereiche Angaben zu

machen:

Im Grundvoralruck (Erhebungsliste) insbesondere

'..zurPerson(GeschlechtlAlter,tr'amilienstand,staatsangehörig-keit)
... zur Aus- und weiterbildung
-.. zD Art und Umfang der Beteiligung Erm Erv,erbsleben, zum ausge-

übten Beruf
... zv den Quel,Ien des Lebensunterhaltes
... zay Kranken- und Rentenversicherung
... zur betrieblichen und privaten ALtersvorsorge (betrifft nur

0,25 z der Haushalte)
(§5Abs.1Nrn.1-4,Abs.2Nrn'1-3,Abs'3Nr'4Mikrozensus-
g esetz )

Für diese Fragen besteht Auskunftspflicht'
In dem grünen Ergänzungsvordruck (betrifft nur 0,1 t der Haushalte)

... zo Urlaubs- und Erholungsreisen 1988/89 (z'B' Art, Anzahl und

ziel der Reisen, benutzte Verkehrsmittel und Unterkunftsart)
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 !{ikrozensusgesetz)

Die Beantwortung dieser Fragen ist freiwillig '

In dem weißen Ergänzungsvordruck (betrifft nur 0,5 t der Haushalte)

... zvr amtlich anerkannten Behinderteneigenschaft

... zv Krankheiten und Unfallverhütungen

. .. zv Rauchgewohnheiten

.... zvY Verwendung von jodiertem Speisesafz

(§ 5 Abs. 3 Nrn.2 und 3 Mikrozensusgesetz sowie 2' Änd'VO zur

Mikrozensusverordnung ) .

h. Merkmale über
statistischen Ver-
für die praktische
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Eür die Fragen zur Behinderteneigenschaft besteht Auskunftspfr icht,
die Beantwortung der anderen Fragen ( zur Gesundheit) ist freiwillig.
Die in den Erhebungsvordrucken enthartenen Fragen und Antwortrög-
l-ichl<eiten sind in der Mikrozensusverordnung einschrießrich der Än-
derungsverordnungen detailliert vorgeschr ieben.

Warum Name und Anschrift?
Der Grundbogen des Mikrozensus kann nicht ohne Namensangabe der zum
Haushart gehörenden personen auskommen. Die auf ihm erfaßten Namen
sind Hirfsmerkmale, werden jedoch weder verschrüssert noch auf ma-
schinelre Datenträger übernommen. Die Angaben dienen ledigrich dazu,
daß der rnterviewer bzw. sie ars Befragter während des Ausfür.rens
der Erhebungsriste die personen und die einzutragenden Angaben nicht
verwechseln - aLso ein ttilfsmittel auch für Sie sel- bst - und daß
weiterhin das statistische Landesamt bei fehrenden oder widersprüch-
lichen Angaben einzerner personen Rückfragen sterren kann. vor der
Übernahme der Erhebungsmerl«nare auf die für die maschiner.re hleiter-
verarbeitung bestimmten Datenträger wird die Namens.reiste von dem
Grundbogen abgetrennt und vernichtet.

Im Interesse ei ner hohen Erqebni squal ität, d.h . zur volIständigen
und richtigen Erfassung der ausgewährten Erhebungseinheiten sowie
zur Durchführung von Rückfragen bei unkrarheiten hat der rnter-
viewer einige gesetzlich geregelte organisatorische Aufgaben zu
erfüllen (s. § I Mikrozensusgesetz), indem er für den von ihm zu
bearbeitenden Auswahlbezirk eine verteilungsr.iste und für jeden dort
wohnenden Haushart jeweirs einen Haushartsmanterbogen anlegt und
darin als Hilfsmerkmale (s. s 6 Mikrozensusgesetz) Vor_ und Fami_
lienname der Haushaltsmitgrieder, TeJ.efonnummer, straße, Hausnummer,
Lage der v'rohnung im Gebäude sowie vor- und Familienname des woh-
nungsinhabers einträgt. Diese Hirfsmerkmare, zu denen auch der Name
der Arbeitsstätte zährt, dienen redigrich der technischen Durchfüh-
rung der Erhebung und werden frühzeitig von den Erhebungsmerrsnar.en
getrennt - und zwar bevor die Erhebungsmerrsnare auf maschinerre Da-
tenträger übernommen werden - gesondert aufbewahrt und nach späte-
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stens vier Jahren vernichtet. vor- und Familiennamen, Gemeinde,

Straße uncl Hausnummer dürfen 1edi9lich für mögIiche Folgebefragungen

sowie als Grundlage für ilie Durchführung der Statistik der wirt-
schaftsrechnungen privater Haushalte verwendet werden (§ 1l Abs' 4

Mikrozensusgesetz) '

Was geschieht mit lhren Angaben ?

Im statistischen Landesamt werilen Ihre Angaben von Namen und An-

schrift-a].sodieErhebungsmerkmalevondenHilfsmer]«nalen-9e-
trennt. Nur die Erhebungsmer)onale werden in Zahl-en ungesetzt und auf
einen maschinellen Datenträger gebracht, der Namen und Anschrift
nicht enthäIt.

Für die Befragung und die Aufbereitung Ihrer Angaben sind laufende
Nummern und Ordnungsnummern, ilie cler Herstellung des Haushalts-'
Wohnungs-un.lGebäudezusammenhangsdienen,erforderlich(z.B.Lfd.
Nummer des Haushalts im Auswahlbezirk) und dürfen auf die für ma-

schinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datenträger übernommen wer-

den (S 4 Mikrozensusgesetz). Diese Nummern bnthalten keine über die
Erhebungs- und Hilfsmerkmale hinausgehenden Angaben' Sie werden mit
Ausnahme cler Auswahlbezirksnummer auf den maschinellen Datenträgern
getöscht, sobald der Gebäude-, wohnungs- und Haushaltszusarnmenhang

fehlerfrei von dem statistischen Landesamt hergestellt ist. sie wer-

den durch andere, verfremdete Nummern ersetzt, die keinen Rückgriff
auf identifizierende Hilfsmerkmale und ordnungsnummern mehr ermög-

.Iichen; nur dadurch k6nnen die gefundenen zusammenhänge' die für
statistische Aush,ertungen insbesondere auf Familien- und Haushalts-
ebeneerforderlichsind,erhaltenwerden.NachAbschlußderletzten
der vier Erhebungen, die in einem Auswahtbezirk durchgeführt werden,

wird auch die Auswahlbezirksnummer gelöscht (s' § 11 Abs' 3 Mikro-
zensusgesetz).

Der computer wertet die Befragungsdaten aus' Das Gesamtergebnis
und die Ergebnisse von Teilgruppen werden in Tabe1J'enform ausge-

druckt bzw. aIs Schaubild dargestellt'
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In jedem FalI gilt: Sie können absolut sicher sein, daß ein Rück_
schluß auf rhre person nicht mögtich ist. rhre Angaben sind ars
kreiner Mosaikstein in der Gesamtaussage nicht erkennbar. rdenti,-
fikationsangaben oder personennuinmern, die eine zuordnung eines
Datensatzes zu Ihrer person ermöglichen könnten, gibt es nicht.

Antei-I der Erwerbsperso nen an 100 Männern bzw. Frauen der
ewe 1 en Alter ru E rwe rbs

Ergebnis des Mikrozensus 1987
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Wie wird die Geheimhaltung gewährleistet?

Die bei Ihnen erhobenen Einzelangaben werden nach s 15 BStatG grund-

sätzlichgeheimgehalten.siedürfennurfürdiegesetzlichbestimm-
ten Zwecke verwendet werden. Damit ist jede Verwendung der aus Ihren
Einzelangaben gerronnenen Erkenntnisse zu Maßnahmen gegen sie ausge-

schl os sen .

Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten AusnahmefäIIen clürfen

Einzelangaben übermittelt werden. Diese Ausnahmen sind in S 15

Abs, 5 BStatG festgelegt. Danach ist es zulässig, den Hochschu-

1en oaler sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger
wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung wissenschaftli-
cher Vorhaben Einzelangaben dann zur Verfügung zu stellen' wenn die-
se so anonymisiert sind, claß sie nur mit einem unverhältnismäßig
großen Aufwand an zeit, Kosten und Arbeitskraft dem Befragten oder

Betroffenen wieder zugeordnet werden können'

Auch für die Personen und Institutionen, die derart anonymisierte
Einzelangaben erhalten, besteht die Pflicht zur Geheimhaltung'

Die Ergebnisse der Erhebung zu den Merlsnalen, deren Fragenummern

mit...gekennzeichnetsind,werilengemäßArtikel6derverordnung
(EwG) für jede befragte Person ohne Angabe von Namen und Anschrift
dem statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften übermittelt,
wo sie nur für statistische zh'ecke verwendet werden dürfen' Ihre
WeitergabeanDritteistverboten.AlleErhebungsvordrucke(einschI.
der Hilfsmerkmale) werden sPätestens vier Jahre nach Durchführung
der Erhebung vernichtet.

Übrig bleibt ein aus ziffern bestehender Datensatz auf einem maschi-

nellenDatenträger,derwederNarnenochAnschriftenthäIt.EineRe-
identifizierung ist darüber hinaus nach § 15 Mikrozensusgesetz unter-
sagt.

Bereits bei der Vorbereitung des Mikrozensusgesetzes 1985' das die
Rechtsgrundlage für diese Befragung ist, sind auch die Bundes- und

Landesbeauftragten für Datenschutz eingeschaltet worden'
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Welchen Zwecken dient der Mikrozensus lg?g?

DerMikrozensus isteine Me hrzweck stichprobe, d.h. dieerhobenen
Daten beziehen sich auf viele Sach-bereiche und dienen'dmit zugleich vielen
Zwecken. Wie uns tagtäglich viele Anforderungen von parlment, Regierung,
verwaltung, Wissenschaft und öffentlichkeit zeigen, werden die Ergebnisse
des Mikrozensus als crundlage vieLfäItiger Maßnahnen und Entscheidungen ver-
wendet.

Um nur einj.ge Beispiele zu nennen: Für bestimte Gesetzesvorhaben nuß nan

einfach wissen, wie groß bestimte BevöIkerungsgruppen sind. Beispielsweise
alleinstehende Mütter oder Väter nit Kindern; kinderreiche Familien; äLtere
Menschen, die in Einpersonen-Haushalten, in Mehrpersonen-Haushalten oder in
Heimen Ieben. Diese Infomationen beräitzustellen, ist Aufgabe des Mikrozensus
t^lie vi-e1e Menschen j-n den verschiedenen Regionen der Bundesrepublik erwerbs-
tätiq sind, in welchen Berufen, welchen Branchen und in welcher Stellung sie
arbeiten - das wüßten wir nicht ohne den Mlkrozensus. Auch die aktuellen
Arbeitslosenquoten werden mit Hilfe ales Mikrozensus berechnet.
Die Ergebnisse werden vom Statistischen Landesamt ud vom Statistischen
Bundesamt in Wiesbaden veröffentLicht. Sie stehen nicht nur für Regierung wd
Verwaltung, sondern auch der Wissenschaft, der Presse und aIlen interessierten
Bürgern zur Verfügung.

Auf einige zwecke der 1989 einbezogenen Erhebungsteile wollen wir Sie in
folgenden aufmerksam nachen.

Bevölkerung, Haushalte, Familien
z.B. : Hau6haltsgröße 1987 Von je her werden im Mikrozensus Merk-

nale wie Alter, ceschtecht und Fami-
Lienstand, Angaben zun H a u s -
halt undzur Familie,
aber auch Angaben zum Wohnsitz (Haupt-
oder Nebenwohnung) untersucht. Diese
Angaben bilden den crundstock von Da-
ten über die Be vö 1 k e r u n g.
Sie sind notwendig, um die gegenwär-
tige Struktur und räunliche verteilung
der Bevölkerung feststellen und die

29.71

Zreiperemen-
hausha lte

zukünftige Entwicktung in Bund und Ländern abschätzen zu können, die für viele po-
Iitische Bereiche (2.8. Oie Bildungs-, Beschäftigungs- und Rentenpolitik) von Be_
deuEung ist. Die Bevölkerungsdaten können nit den weiteren im Mikrozensus erhobe-

"'i il
tinpersonen-
haushalte

e,,#-r,

ft
Hausha'lte nit 3 oder mehr Personen



12

nen Angaben auf vielfäItige weise verknüpft werden, so daß zusilmenhänge zwischen
bevöIkerungs- und sonsti.gen, z.B, erwerbsstatistischen, Merkmalen untersucht wer-
den können. Der Mikrozensus ist dilit die einzige ouelIe, die für Maßnahmen im Be-

reich der Fmilienpolitik (2.B. HiIfen für Jugendliche in Ausbitdung, für äItere
Mitbürger, für ausländische Bürger, für junge Fmilien) für aIIe Haushalte in der
Bundesiepubtik stat j.stisch vielfältige Ergebnisse zur verfügung steIlt.

Beteiligung am Erwerbsleben
z.B Einen zweiten schHerpunkt der laufen- -

den Mikrozensuserhebungen bildet die
Untersuchung der E r w e r b s t ä -
t i g k e i t. Angesichts der der-
zeit igen Arbeitsmarktsituation sind
zuverlässige Daten über strukturen
und Entwicklung im Bereich der Be-

schäftigung und, E r w e r b s I o -
s i g k e i t als Ausgangsmaterial

s

30

20

Alrer$pe2ili3che Ermrbnätigenquoten
im Mäu 1987

tnu.^

A
H

für arbeitsnarkt- und beschäftigungspolitische Maßnatunen von zentraler Bedeutung.

AIs Datenbasis kommt in diesern Zusmmenbang dem Mikrozensus eine ganz besondere

Bedeutung zu, die insbesondere aus der Kontinuität der Ergebnisse, der ElexibiLi-
tät ttes Erhebungsprogrmms und der Aktualität seiner Ergebnisse resultiert. Er ist
in den Jahren zwischen den volks- und Berufszählungen die einzige ouelle für die
umfassenale Darstellung der Erwerbssituation der BevöLkerung, da u.a. Angaben über

Art und umfang der Erwerbsbeteitigung, cler Arbeitslosigkeit und der Arbeitsuche

der einbezogenen Personen gleichzeitig ermittelt werden. Neben der sozio-ökononi-
schen Struktur der Bevölkerung werden auch Daten zur wöchentlichen Arbeitszeit und

zur wirtschaftsfachlichen cliederung iler Erwerbstätigen erhoben. Durch die Verbin-
dung erwerbs- und bevölkerungsstatistischer Daten kann der Mikrozensus auch die
Basis für alie vorausschätzung der zukünftigen Beschäftigtenzahl bilden. Arbeitsbe-
schaffungsprogranme und andere arbeilsmarkt- und sozialPolitische Maßnahmen ba-

sieren auf diesen Ergebnissen.

Ouellen des Lebensunterhalts
z,B.: Ouetlen des überwiegenden Lebens- Die Ouellen des überwiegenden L e -

unterhatts 1987 bensunterhalts unddas
421 35/ ßl Einkomen sind weitere Merkmale, alie

durch Erwerbstäli8i(rit dulch An8€hd,i8e dutch Rlnle u Iaufend in Mikrozensus ernittelt wer-
den. Angaben ilieser Art sind notwen-
dig, um eine differenzierte Analyse
der wirtschaftlichen verhältnisse,
nicht nur der Erwerbstätigen, sonalern

auch der Rentner und anderer BevöIke-
rungsgruppen' vornehmen zu können, wo-
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bei auch der Haushalts- uncl Fanilienzusannenhang von Bedeutung ist. Für einkon-
nens- und versorgungsporiti.sche Maßnahmen werden diese Daten ebenso benöti9t wie
z.B. auch für die Kindergerdgesetzgebung und überregungen zur steuerrichen Entla-
stung der Bevö).kerung.

Soziale Sicherung

z.B. Krankenversicherte 1 !81
Fragen der sozialen Sicherung
-Kranken- und Ren-
t e n ve r s i ch e r u n g -
sind nicht nur für die Er$rerbstätigen
in der BevöIkerung, sondern auch für
Nichterwerbstätige, die Ansprüche an
ilas Systen der sozialen Sicherung er-
worben haben, bedeutsam. Der Mikro-
zensus ermöglicht dleshalb Aussagen

Über die best.ehenden versicherungsformen für arle Bevölkerungsgruppen. Die Fragen
zur vorsorge in der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Krankenversicherung
werden seit 1957 ständig gestertt. sie haben vieLfach bereits zur vorbereitung ge-
setzgeberischer Maßnahnen auf diesem Gebiet (2.8. vorruhestandsregelung, Einfüh-
rung der flexibren Artersgrenze, jährliche Rentenanpassung) beigetragen. Die vom
Mikrozensus als einziger Quelre gelieferten fmirienbezogenen Daten zur Erwerbs-
tätigkeit und zur Rentenver€icherung sind im Rahmen der Finanzierung der sozialen
sicherheit von besonderer Eedeutung. Die entsprechenalen Mikrozensus-Angaben werden
u.a. für den jährlichen Rentenanpassungsbericht herangezogen. rm Hinblick auf clie
Krankenversicherung riefert der Mikrozensus auch Angaben über die privat und die
nicht versicherten Personen und ernöglicht sonit in diesem Bereich eine cesmt-
übersicht über den Versicherungsschubz.

Lebensverhältnisse der Ausländer

Altersaufbau
der deutschen
und ausländi-
schen BevöI-
kerung 1!8/

ffi 55 Jahre u.

EII 18 bis 64 Jahre

F'Jl unter 18 Jahre

1987

Angesichts der großen Zahl der in der
Bundesrepubtik lebenden A u s -
I ä n d e r konmt der Untersuchung
ihrer Lebensverhältnisse, auch im
Haushalts- und Fmilienzusmmenhang,
besondere Bedeutung zu. Entsprechende
Fragen über die Aufenthaltsdauer und
die im Ausland lebenden Faniliönange-
hörigen enthält aler Mikrozensus alle

zwei Jahre seit 1985. sie dienen z.B. ars Grundlage für grobale Maßnahmen zur ver-
besserung der Integration und zür Unterstützung bei Rückkehrabsicht.
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Aus- und Weiterbildung
z. B. : Erwerbstät ige 1 937 Neben den bi,sher genannten Merknalen

bzw. Tatbeständen' die jährlj.ch erho-
ben werden, gibt es im Mikrozensus
auch Tatbestände, die in mehrjährigen
Abständen erhoben werden. So Herden

aIIe zwei Jahre Fragen zu den b e -
ruf lichen verhält-
nissen undder Aus- und
we i.t e r b i Id u n I gesteLlt,

die sozialpolitisch von großer Bedeutung sind. Der bdr{fliche Struktureandel kann

anhand der von den ErHerbstä!igen ausgeübten Tätigkeiten beobachtet werden. Anga-

ben dieser Art sintt äußerst wichtig für die Fragen der Fortbildung und der um-

schulung von Arbeitskräften, die als Folgen des technischen Fortschri.tts und des

SErukturwandels der Wirtschaft aufgeworfen werden, sowie der beruflichen Einglie-
derung von Problemgruppen. Die Angaben zu den Fragen nach der Aus- und weiterbil-
dung ermögtlchen -'zusmmen mit den anderen llikrozensusergebnissen - eine verbes-

serte Schätzung des gegenwärtigen Standes und des Ausbaubedarfs in bestimmEen Be-

reichen des Bildungswesens und bilden somit eine wichtige voraussetzung für eine

wirksame Bilalungsplanung. In Verbindung mit den Angaben zur Erwerbsbeteiligung

tiefern diese DaEen eine Übersicht über die Übergänge und Zusilmenhänge zwischen

dem Ausbildungs- uird den Beschäftigungssystem.

Reiseverkehr

,rG'

Der Reisever kehr stellt
einen gesamtwirtschaftlichen und ge-
sellschaf tspolit isch außerordentl ich
wichtigen Tatbestand mit steigender
Bedeutung dar. Rd. 1,5 MiII. Arbeits-
plätze hängen bei uns direkt oder in-
direkt vom Tourismus ab, allein für
längere Urlaubsreisen geben ilie Bun-

desbürger jährlich weit mehr als
30 Mrd, DM aus. Eine laufende Beobach-

tung von Umfang und struitur des Rei-

ffi ffi -14
r0,9% E3% 14,4% 65,2%

severt(ehrs ist deshalb für Regierung und Parlment unerläßIich. EntsPrechendes

zahlennaterial tlient dazu, die Notwendigkeit. politischer Maßnahnen erkennen und

ihren Erfolg beurteilen zu können. Bierzu zählen beispielsweise aler Ausbau der

Tourismus-Infrastruktur, der von Bund und Ländern jährlich mit Beträgen in Mil-
lionen-Höhe gefördert wird, die staffelung der Ferienternine und die Lenkung aler

verkehr sströme.

/ \



Gesundheit

100

200

I00

z.B. Kranke und Unfallverletzte
je 1000 Einwohner j.m Aprit 1986

15 bis unl€r10

Ebenso wichtig sind Kenntnisse über RisikofakEoren
der vorsorge wie die verwendung von ,rodsalz, wonit
von Jodmangel abgewendet werden können. Anhand von

sLellen, welche BevöIkerungsgruPPen besonders über

eigenem verhalten und Gesundheit inforniert werden

Zu den Tatbeständen des Mikrozensus, die
in mehrjährigen Abständen erhoben werden,
gehöfen die Fragen zur cesundheit, dj.e

alle drei .rahre iestellt werden.

Krankheiten und UnfäIle beeintsrächtigen das

wohlbefinden des einzelnen und die Ausübung

seiner gerchnten ?ätigkeiten. Ihre Behand-

Iung und Maßnahmen zur vorbeugung sind Auf-
gaben des Gesundheitswesens und der Gesund-

heitspolitik. zur Erfüllung dieser Aufgaben

werden Daten über den cesundheitszustand der
cesamtbevöIkerung benöEigt, die nur der Mikro-
zensus, dessen Fragen sich an alle kranken
bzw. unfallverletzEen Personen (auch solche'
die keinen Arzt aufsuchen) richten, Iiefert.

wie das Rauchen und !.lciglichkeiten
Schilddrüsenkrankheiten als Folge
Ergebnissen dazu Iäßt sich .fest-
diese zusmenhänge zwischen
sollten.

Behinderung

Die ebenfalls alle drei ,Jahre zu erhebenden Merknale zur BehinderCeneigenschaft er-
möglichen es, die wirEschaft.liche und eoziale Lage der Behinderten im vergleich zu

der der cesamtbevölkerung zu ernitteln und daraus den Bedarf an Maßnahmen für diesen
Personenkrei6. z-8. zut wiedereingliederung ins Berufsleben' abzuleiten'

J.hrr
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Gesetz
zur Durchführung einer Repräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(M i k roze n s usgesetz)

Vom 1O. Juni iggs
(ncnr. r s.955r)

Oer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates s 4
das folgende Gesetz beschlossen, 

ordnungsnummern

s 1 Die im E/hebungsverlahren zur Kennzeichnung stati-
Art und Zweck der Erhebunq stischer Zusammenhänge veMendeten Nummern

(Ordnungsnummern) dürfen aut die für die maschinelle
(1 ) Über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt wird Weiteruerarbeitung bestimmten Oatenträger übernom-

in den Jahren 1 985 bis 1 990 eine Bundesstatistik auf men werden. Diese Nummern dürfen nur Angaben nach
repräsenlativer Grundlage (Mikrozensus) durchgeführt, den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-

(2) zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga- haltszugehörigkeit enthalten'

ben in tiefer lachlicher Gliederung über dia Bevölke-
rungsstruktur, die wirtschattliche und soziale Lage der § 5
Bevölkerung und der Familien, den Arbeitsmarkt, die Erhebungsmerkmale
berufliche Gliederung und Ausbildung der Eruerbsbe-
völkerung sowie die Wohnverhältnisse bereitzustellen. (1 ) Folgende Erhebungsmerkmale werden jährlich
Die Ergebnisse sind Grundlage für politische Entschei- eriragt:
dungen in Bund und Ländern. 1. Gemeinde; Nutzung der wohnung als alleinige woh-§2 :"'R:#iJ;.*:Lll":il1'::i'ff",!l"lß H"l:;

Erhebungseinheiten Wohnung und der Personen im Haushalt; Wohnungs-
und Haushaltszugehörigkeit sowie Familienzusam-(l) Elhebungseinheiten sind Personen, Haushalt8 menhang (Zugehörigkeit der person zu einer

und Wohnungen. Sie werden durch mathematische bestimmten Wohnung und einem bestimmten Haus-
Zufallsvertahren auf der Grundlage von Flächen oder halt; Zugehörigkeii zu einer bestimmten Familie; Arl
vergleichbarel Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge- der Verwandtschaft; Schwägerschaft der Familien-wählt. mitglieder eines Haushalts); Veränderung der Haus-

(2) ln den Auswahlbezirken werdsn die Erhebungen in haltssröße und -zusammensetzung seit der letzten

bis zu vier aufeinanderforsend"^ i11'-{,-::i+c!, ä,"fi1tJffi.tii:ffi.tif;T3t=;;1"1,U,ff!ilfl1"il"^',";j:i:'i"lJJ'i"if X'J:ffi il,,l:ff ::;T*:::"XlXiTiym:f"m::l"lf *zuü:t, j1il;
bezirke ersetzt. rigkeit:

(3) Enen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschaften. Wsr allein wirtschaftet,
bildet einen eigenen Haushalt. Parsonen mit mehreren
Wohnungen sind in ieder ausgewählten Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Ma?kmale

(1 ) Oer Mikrozensus erhebt Merkmale über persönli-
che und sachlichs Verhältnisse, die zur statistischen
VeMendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, vorbehaltlich der Regelung in § l'l Abs. 4, der
Ourchführung d6r Stichprobe dienen (Hilfsmerkmale).

(2) Die Erhebunqsmerkmale dürfen auf die für die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Oatenträ-
ger übernommen werden. Hilfsmerkmale dürfen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
tür die maschinelle Weiteruerarbeitung bestimmte
Oatenträger übernommen werden, soweit sie nach § 1 |
Abs. 4 oder § 13 Abs. 5 verwendet werden dürfen

2.Eruerbstätigkeit, Arbeitssuche; Arbeitslosigkeit;
Nichtenflerbstätlgkeit: Kind im Vorschulaltec Schü-
ler, Student;
a) für Eruerbstätige;

Hegelmäßige oder gelegentliche Tätiqkeit: Voil-
zeit- oder Teilzeittätigkeit: Ursachen einschtieß-
lich der arbeitsmarktbezogenen Gründe für Teit-
zeittätigkeil belristeter oder unbefristeter
Arbeitsvertrag: normalemeise geleistete

_ wöchentliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und tatsächlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Gründe und andere
Ursachen für den Unterschied; Stettung im Berut
Wirtschaftszweig des Betriebes: für Personen mit
einer zweiten Eruerbstätigkeit zusätzlich: Stet-
lung im Beruf; Wirtschattszweig des Bekiebes;
normalerueise geleistete wöchentliche Arbeits-
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsächlich in
der Berichtswoche geleistete Aöeitszeit (nach
Stunden und Tagen);



b) für Arbeitslose und Arbeitsuchende;
Bezug von Aöeitslosengeld, -hiite: Art, Anla0 und
Dauer der Arbeilssuche; Arl und Umfang der
gesuchten Tätigkeit; Verfügbarkeit tür eine neue
Arbeitsstellei Gründe für die Nichtverlügbarkeit
(Krankheit, Ausbildung, bestehende Tätigkeit uild
andere Umstände);

c) lürNichteruerbstätige:
kühere EMerbstätigkeit Zeitpunkt sowie arbeits-
marklbezogene und andere Beendigungsgründe
lür die letzte Tätigkeit: Wirtschattszweig und Stel-
lung im Beruf der letzlen Tätigkeit:

d) lür Kinder im Vorschulalten
BBsuch von Kindergärten:

e) für Schüler und studenten:
Art der b6suchlen Schuls oder Hochschule;

3. Art des übemiegenden Lebensunterhalts. (Erwerbs-
tätigkeit; Arbeitslosengeld, -hilfe: Renle, Pension;
Unterhalt durch Eltern, Ehegatten oder andere; eige-
nes vermö9en, Vermi€lung, Zinsen, Altenteil: Sozial-
hilte: sonstlge Unterstützungen); Art der öffentlichen
Benten, Pensionen untergliedert nach eigener oder
Witwen-, Waisenrente, -pension (Arbeiterrentenver-
sicherung; Knappschattliche Fentenvsrsicherung;
Angestelltenrentenvetsicherung; Psnsion; Kriegs'
opferrenle; UnfallvErsichBrung: Bgnte aus dem Aus'
land; übrige öflentlicho Rente); Art der sonstigen
ötfentlichen und prlvaten Enkommen (Wohngsld:
Sozialhllfe: BAföG: sonstige ötlentlichE Unterstüt-
zung; Betriebsrenle: Altenteil; eigenes Vermögen,
Znsen; Leistungen aus dor Lebensvgrsicherung;
Vemietung, Verpachtung; privats Unterstützungen):
Höhe des monatlichen Nettoeinkommens nach Ein'
kommensklassen in einer Statlelung von mindest€ns
1 50 Deutsche Mark;

4. Zugehörigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-
.rung nach Kassenarlen, Zugehörigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstigsr Anspruch aut
Krankenversorgung; Arl des Versicherungsverhält-
nisses; zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schut4 Art des Versicherungsverhältnisses (pflicht-,
lreiwillig versichert) und Zweig dergesBtzlichen Hen-
tenversicherung zü Zeil dq Erhebung und in den
letzlen zwö|, Monaten davoc Zahlung von Beiträgen
ln der gesetzlichen Rentenversicherung seit dem
1. Januar'1924

mit 6in€m Auswahlsatz von 1 vom Hunderl der Bevölke-
rung;

5. Anzahl der Urlaubs- und Erholungsreisen von fünf
und mehr Tagsn: Zahl der beteiligten Haushaltsmit-
gliede[ Eeginn und benutäes Verkehrsmittel: bei
Auslandsreisen außerdem: Zelland: bei lnlandsrei-
sen außerdem: Art; Z6l: Dauer und Unterkunttsart

mlt einem Auswahlsatz von 0,1 vom Hundert der Bevöl-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmals werden ab 1 985 im
Abstand von zwei Jahren errragt:

1 . ausgeübter Beru, ln der ersten und eeiten odBr in
der letzlen Emerbstätigkeit Merkmale des ausgeüb-
ten Berufs und des Aöeitsplarzss unter besondsrer

Berücksichtigung der Anforderungen des Arbeits-
marktes: Stellung im Betrieb; Berurs- und Betriebs-
wechsel:

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden
Schulen: Arl, Oauer und Abschlu0 der. schulischen
und praktischen Berufsausbildung sowie der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschulab-
schlug nach Art und Hauptfachrichtung;

3. bei Ausländern: Aufenthaltsdauer, Zahl und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehagatt€ oder Eltern:

4. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung als Eigentümer, Hauptmieter oder
Untermieten Eigentumswohnung, Freizeitwohnung:
Einzugsjahr des Haushalts: Ausstaltung der Woh-
nung mit Küche, Kochnische, Bad oder Dusche und
WC; Arl der Beheizung und der Heizenergie; Fläche
der gesamten Wohnung: Zahl der Bäume mit sechs
und mehr qm und d6r davon unteruarmieteten oder
gewerblich genutzten Räume; Baualtersgruppe;
Leerstehen der Wohnung;
bei vermieteten Wohnungen außerdem:
Höhe der monatlichen Miele und der Nebenkosten:
Ermäßigung oder Wegrall der Mieto; Nutzung als
Oienst-, Werks-, Berufs- od€r Geschättsmielwoh-
nung:
bei Nutzung der Wohnung durch den Eigentümer
außerdem:
Art und Jahr des Erwerbs

mlt einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der BevÖlke-
rung.

(3) Folgends Erhebrjngsmerkmale werden im Ab-
sland von drel Jahren ertragt:
1. bäi Eruerbstätigen sowie Schülern und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstätte;
hauptsächlich benutztes Verkehrsmittel; Entfernung
und Zeitautwand für den weg zur Arbeits- oder Aus-
bildurigsstätte

ab 1 985 mit Einem Auswahlsatz von I vom Hundert der
Bevölkerung;
2. 0ausr einer Krankhgit oder Unfallverletzung: Art des

Unlalls; Arl und Oauer dsr Behandlung; Dauer einer
Arbeitsunfähigkeit: Vorsorge gegen Krankheilen;
Krankheitsrisiken:

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft und
Grad der Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevölkerung;
4. Art der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,

Höhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung.

§6
Hilfsmerkmale

(1 ) Hilfsmerkmale sind:
'1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieden

2. Telefonnummec

a



- 18 -

3, Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung im
Gebäude:

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers;
5. Name der Arbeitsstätte.

(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbeitsstätte nach
Absatz 1 Nr- 5 darf nur zur Überprüfung der Zuordnung
der Emerbstätigen zum Wirtschattszweig veMendet
werden.

§7
Erhebungstellen

Erhebungsstellen für den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Länder.

§8
lnteruiewer

(1) Für die Erhebung sollen lnteruiewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Oie lnteruiewer dürlen diö aus der lnteruiewertätig-
keit gewonnenen Erkenntnlsse über Auskunftspflich-
tige nicht in anderen Verlahren oder für andere Zwecke
veMenden. Sie sind auf die Wahrung des Statistikge-
heimnisses und zur Geheimhaltung auch solcher
Erkenntnlsse übsr Auskunftspflichtige schriftlich zu ver-
pllichten, die gelegentlich der lnteruiewertätigkeit
gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach
Eeendigung der lnterviewertätigkeit.

(3) Dle lnteruiewer müssen die Gewähr für Zuverläs-
sigkeit und V8rschwiegenheit bieten. Sie dürlen nicht
eingesetzt werden
f. in der unmitielbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbatr

schatt),
2. wenn aufgrund lhrer beruflichen Tätiqkeit oder aus

anderen Gründen zu besorgen ist, daß Erkenntnisse
aus der lnterviewertätigkeitzu Lasten der Auskuntts-
pflichtigen genutzt werden.

(4) Die lnteMewer sind verpflichlet, di6 Anweisungen
der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Ausübung
ihrer lnteruiewertätigkBit haben sich die lntervleworaus-
zuweisen; Wohnungen dürten sie nur mit Zustimmung
eines Verlügungsberechligten beketen.

(5) Oie lnteruiewer sind berechtigt, in dle Erhebungs-
vordrucke, soweit sis Voraussetzung für die ordnungs-
gemäßo 0urchfühning der lnteruiewertätigkelt slnd, die
Angaben über die Zahl der Haushalte in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leorstehen der
Wohnung, den Vor- und Famillennamen des angetrofle-
nen Auskunttspflichtigen (§ 6 Abs. I Nr. l) sowie di6
Hilfsmerkmale nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 setbst einzutragen.
Dies gilt auch lür weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsvordrucko, wenn und soweit die Auskuntlspllich-
tigen einverstanden sind.

§e
Auskunftspllicht

('l ) Auskunltspflichtig sind
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr 1 bis 4. Abs. 2

Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4 sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1 , 3 und 5 alle Volljährigen oder einen eige-
nen Haushalt lührenden Minderjährigen, auch lür
minderiährige Haushaltsmitglieder. Für volljähri9e
Haushaltsmitglieder, dle wegen einer Behinderunq
selbst nichl Auskunft geben können, ist jedes andere
auskunhspflichtige Haushaitsmitglled auskuntts-
pflichtig. ln Gemeinschatts- und Anstaltsunterkünf-
ten ist für Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjährigkeit selbst nicht Auskunft
geben können, der Leiter der Einrichtung auskunfts-
pilichtig. Die Auskunftspflicht für Oritte erstreckt sich
auf die Sachverhalte, die dem Auskuntlspflichtigen
bekannt sind. Sie enträllt, wenn die Auskünfte durch
eine Vertrauensperson erteilt werden;

2. aJ den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und s 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersalzweise die
nach Nr. l Auskunftspflichtigen.

(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind für jede
ausgewählte Wohnung auskunftsptlichtig nach Ab-
saiz 1 Nr. 1 und 2.

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Autforderung zur Auskunftserteilung nach Absätzen I
und 2 haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) Die Auskünfle über das Merkmat Eheschtießungs-
jahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmale nach s 5
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 Nr. 2 und s 6Abs. 1 Nr. 2 sind frei-
willig.

§10
Erhebungsvordrucke

(1) 0ie Erhebungsvordrucke können maschinenles-
bar gestaltet werden. Sie dürren keine Fragen über per-
sönlich6 oder sachliche Verhättnisse enthatten, die über
dle Merkmale nach den ss 5 und 6 hinausgehen. Den
lnhall der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach s s
legl die Bundesregierung durch Bechtsverordnung mit
Zustlmmung des Bundesrates fest.

(2) Oie in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen können mündlich gegenüber dem lnterviewer oder
schrift lich beantwortet werden.

(3, oer Auskunflspflichtige kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit
aoderen Haushaltsmitgliedem oder for sich allein auf
einem eigenen Bogen beantworlen.

(4) Bei schrittlicher Auskunitserteitung sind die aus-
gefüllten Erhebungsvordrucke
a) unvezüglich dem lnterviewer auszuhändigen oder in

verschlossenem Umschlag zu übergeben oder
b) innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelte abzu-

geben oder dorthin au, Kosten des Auskunttspflich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, Straße und Hausnumm€r aul
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken für mehrere Psrsonen eines Haushalts in

(g) 0ie lnteruiewer sind überihre Rechte und michten
zu belehren.



verschlossenem Umschlag genügen auf dem Umschlag
die Angaben eines auskunttspflichtigen Haushaltsmit'
gliedes.

(5) Zur ordnungsgemäßen Durchführung der lnter-
viewertätigkeit sind die Angaben nach § I Abs 5 Satz I
auf Verlangen des lnterviewers mündlich, die Votr und
Famili€nnamen der übrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. 1 Nr. 1) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs, 1 Nr.4) mÜndlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schriltlich mitzuteilen.

§ 11

T16nnung und Löschung

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 6 sind vor der Über
nahme der Erhebungsmerkmale aul die für die maschi-
nelle weiteryeraöeitung bestimmten Oatenträger von
diesen zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(2) Oie Erhebungsvordrucke einschließlich der Hilfs-
merkmale sind spätestens vier Jahre nach DurchIüh-
rung des jähriichen Mikrozensus zu vemichten.

(3) Die Ordnungsnummetn sind mit Ausnahme Cer
Nummer des Auswahlbezirkes zu löschen' sobald dig
Zusammenhänge zwischen Personen und Haushalt
sowie Haushalt und Wohnung durch Nummern, die
einen Rückgritf auf die Hilfsmerkmale und Ordnungs-
nummern ausschließen, festgehalten worden sind. Die
Nummer des Auswahlbezirks ist nach Abschluß der Auf-
bereitung der letzten Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
löschen.

(4) Vor und Familienname sowie Gemeinde, Straße'
Hausnummer der befragten Personen dürfen lür die
Durchführung von Folgebefragungen nach § 2 Abs 2
veruendet werden, Sie dürlen auch als Grundlage für
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur ourchführung
der Statistik der Wirtschattsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§ 12

Unterrlchtung

Die Auskuntlspfllchtigen sind schrittlich zu unterrich-
ten über
'1. Zweck, Art und Umlang der Ühebung (§ 1)'

2. Ehebungs- und Hilfsmerkmale (§ 3 Abs. 1)'

3. die statistlsche Geheimhaltung,

4. die Auskunftspflicht und Cieverschiedenen Möglich'
keiten, ihr zu entsprechen (§ 9 Abs' 1 und 2, § 10)
und die Freiwilligkeit der AuskunttsÖrteilung (§ 9
Abs. 4),

5. den AusschluB der aulschiebenden Wirkung von
Widerspruch und Anfechtungsklage gegqn die Aut-
forderung zur Auskunftserteilung (§ I Abs. 3)'

6. Trennung und Löschung (§ 11) und

7. Fechte und Pflichten der lnteruiewer (§§ 8' 10
Abs.5).

§13
Testerhebungen mit freiwllliger'Auskunftsertellung

(1 ) Zur Prüfung, ob in künttigen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder teilweise au, die Auskunttspllicht ver-
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zichlel werden kann, werden zusätzlich in den Jahren
r985 bis 1987 Teslerhebungen mit treiwilliger Aus-
kunftserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hunded
der Bevölkerung durchgelÜhrt.

(2) Oen Testerhebungen sind allernalive Verfahren
zugrunde zu legen. Hierbei dÜrfen üb€r die Hiltsmerk'
male nach § 6 hinaus weltere nicht personenbezogene
Merkmale erfaßt werden, die der Ourchführung deI
Testerhebungen einschließlich ihrer methodischen
Auswertung dienen.

(3) Bel der Festlegung der alternativen Verlahren
nach Absatz 2 und der methodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschaftlicher Beirat mit'
Der Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrern auf dem Gebiet der Statistik und zwei Verlretern
der Sozialforschung. Der Beirat wird vom Bundesmini-
ster des lnnern aut Vorschlag des Vorstandes der Oeut'
schen Statistischen Gesellschatt berulen 0ie Tätigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die ourchführung der Testerhebungen ein-
schließlich ihrer methodischen Auswert,ungen übermit-
teln die Meldebehörden den Erhebungsstellen auf Ver-
tangen die Oaten der Einwohner, die in den aut der
Grundlage dsr Zutallsverfahrsn nach § 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:

1. Vor- und Familienhame,

2. Tag dsr Geburl,
3. Geschlechl,
4. Staatsangshörigkeit,
5. Familienstand.

(5) Die Mprkmale nach den Absätzen 1, 2 und 4 sowie
die bei den Testsrhebungen zur Kennzsichnung statistl-
scher Zusammenhängo verusndeten Nummern (Ord-
nungsnummeln) dür{sn mit Ausnahme der Datsn nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale nach § 6 aul die lür dis
maschinelte Weiteruerarbeitung bastimmten Oatenträ-
ger übsrnommen wsrden. Dle Ordnungsnummern ein'
;chließllch dsr Nummer des Auswahlbezirks und dre

Merkmale nach Absatz 2 Satz 2 sind, soweit sie einen
Rückgriti auf dis Hilfsmerkmale ermÖglichen, späte-
stens am 31. Dezember 1 990 zu löschen.

(8) DiB Daten nach Absatz 4 Nr. 1 und HillsmBrkmale
nach § 6 sind gesonderl aukubewahren. Oi€ Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spä-
lestens zwel Jahre ßach Aufbereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu unterrichten ist über Zweck, Art und Um{ang
der Testerhebung, dis statistische Geheimhaltung
sowie über die Löschung und vernichtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) Ergebnisse derTesterhebungen, nach denen ganz
oder teilwgise auf dia Auskunftspflicht vezichtet wer-
den kann, sind unvezüglich zu berücksichligen. Die
Bundesregierung wird emächtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustlmmung des Bundesrates, unböschadet
dsr Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach § I
Abs.4 zu eMeitsm, für die die Ausküntte freiwillig sind.
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. § 14
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräft6

in den Europäischen Gemeinscharten

(1) Oie §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geltende Rechts-
akte der Europäisch€n Gemeinschatten angeordneten
Stichprobenerhebungen über Arbeitskrätte, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaflen
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 0530/84 des
Rates vom 'l 3. Dszember 'l 984 zur Durchführung einer
Stichprobenerhebung über Aöeitskrätte im Frühjahr
1 985 (Amtsbl. der EG Nr- L 33O/t ) sind auch insoweit,
als sie über die Merkmale dieses Gesetzes hinäusge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 gleichgesteltt.

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenerhebungen
über Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 übetr
schreiten, sind die Auskünfte freiwittig. Die ss 2 bis 12
und 1 5 finden mit Ausnahme der Vorschriften über die
Auskunft serteilung entsprechenda Anwendung.

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die
.Stichprobenerhebungen nach den Absälzen 1 und 2
können bei den ausgswählten Haushalten und perso-
nen zur gleichen Zeil mit gemeinsamen, sich ergänzen-
den Erhebungsuntedagen durchgeführt und gemeinsam
ausgewerlet werden.

§ l5
Varbot de7 Reidentilizierung

(1 ) Oie aut Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk-
male dienen ausschließ,ich statistischen Zwecken.

§ 16

Strafvorschrift

^ 
Wer entgegen § t5 Abs. 2, auch in Verbindung mit

§ 't4 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, Merkmate oder
Daten zusammenführt. sobald die Merkmale nach § .15

Abs. l aul für maschinelle Weiterverarbeitung be-
stimmte Datenträger ribernommen worden sind, wi-rd mil
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestratt.

(2) Eine Zusammenführung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von solchen Merkmalen mit Daten aus
anderen statistischen Erhebungen zum Zweck der Her-
stBllung eines Personenbezugs außerhalb der statisti-
schen Aulgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§ 17

Eerlin-Klausel

0ieses.Gesetz gilt nach Maßgabe des s 1 3 Abs. j des
Dritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Beriin.
Rechtsverordnungen, die aut Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § l4 des
Dritten Überleitungsgesetzes.

§18
lnkrafüreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig trilt das Gesetz über die Ourchfüh-
rung einer Bepräsentativstatistik der Bevölkerung und
des EMerbslebens vom 21. Februar t9B3 (BGBI. I

S. 201 ) außer Kraft.

Oas vorstehende Gesetz wird hiermit ausgelerligt und
wird im Bundesgesetzblatt verkündet.

8onn, den 10. Juni 't985

Oer Bundespräsident
Weiz säc k er

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Oer Bundesminister des lnnern
Dr, Zimmermann
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Verordnung
zutDurchführungeine.Rep'äsentativstatistiküberdieBevölkerungunddenArbeitsmarkt

(Mikrozensusverordnung)
Vom 14. Juni 1985(acrr. r s. 957r)

Aul Grund des § 10 Abs. 'l Satz 3 des Mikrozensus- burg; Marokko: Niederlandel Noilegen: Oster-

s"räir""ro.1b..,unitgbs(eeet.ts.955)verordnet reich; Polen: Portugal; Schweden: Schweiz:

äie Bundesregierung mit zustimmung des Bundesrates: Spanien: Tschechoslowakeil Türkei; Tunesienl- Ungarn; Vereinigte Staalen von Amerika (USA):
' übriges Ausland (einschließlich sonstige briti-

' § I schä Slaalsangehörigkeit); staatenlos
Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1' 2 und

g a"s rrririoi"n"uJgesetzes wlrd der inhalt der Fragen 2 z! § 5 Abs' 1 N'' 2
wie lolst lestselegL 2 

', ;äi::* 
oder Berulstäliskeit in der Berichts-

1

'I .1

1.2

1.3

'1.4

1.5

1.6

1.7

Zu§5Ab3. lNr. 1

Gemeindenama;

Hauplwohnung; Vorhandensein einer welleren
Wohnung ln der Bundesrepublik D€ulschland
einschlioßlich Berlin (West);

Zahl der Haushalte in der Wohnung;

Zahl der Parsonen im Haushalt:

Angabe der Zugehörigkeit der Person zilr ausge
wählten Wohnung;

Angab€ dar Zugehörigkeit der Person zum aus-
gewählten Haushalt:

mit der ersten Person in der Erhebungsliste (bzw.
dessen Ehegatte) v€mandt oder verschwägerl:

Ehegatte; (Schwieger-) Sohn/-Tochte[ Enkel,
Urenkel: Vater, Mutl6r; Großvaler, -mutler; son'
stige vamandtB oder verschwägerte Psrson;
nicht veruandt oder verschwägert;

Veränderung des Haushalts seit der letzten
Belragung durch:

Geburt; Zuzug: Tod; Fortzug;

Baualtersgruppe dsr wohnung (sowelt sstmals
in die Erhebung einbezogen):

vor 1972; 1972 oder später;

Geschlecht:
männlich; weiblich:

Geburlsjahr

Geburtsmonat:
Januar-Mai; Juni-o€zembe];

Familienstand:
ledig; verheiratet; vsruitwet; geschieden:

Eheschließungsiahr der ielzigen bzw. letzlen Ehe:

Siaatsangehörigkeit (Land):

D€utsch; Algerien: Belgien; Dänemark: Frank-
reich: Griechenland; Großbritannien und Nordir-
land; lrland (Rep.); ltalien; Jugoslawien; Luxem-

regelmäßig; gelegentlich; nicht eruerbs- oder
berulstätig:

2.1.'l Füt Effierbstätige:
a) Tätigkeit: Vollzeit: Teilzeit:

b) Gliinde lür Teilzeittätigkeit:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fort'
bildung: Kränkhsit, Unlalllolgen: Vollzeittätig-
keit nicht zu finden: vollzeittätigkeit nicht
gewünscht: sonstiges;

c) Arbeitsverlrag: belristet; nicht befristet;

d) Zahl der normalerueise ie Woche goleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

e) Zahl der tatsächlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage ln der Berichtswoche;

l) Grund lür den Unterschied zwischen latsäch-
lich und normaleßeise geleisteter Arbeitszeit:

Krankheit, Kur. Heilstättenbehandlung; Ar-
beitsschutzbestimmungen, auch Mutter'
schatt; Urlaub. Oienstbefreiung; Arbeitsstrei-
tigkeiten; Schlechlwelterlage; Kuzaöeit;
Aulnahme einer Tätigkeit in der Berichtswo-
che; Beendigung einer Tätigkeit in der Be-
richtswoche; Arbeitsslunden zu anderen Ter-
minen gBleislet (auch gleitende Arbeitszeit);
Teilnahrne an Schulausbildung, Aus- und
Fortbildung au0erhalb des Betriebes: Feietr
tag; sonstige Gründe bei geringerer Arbeits-
zeiU Ausgleich f ür zu wenig geleistete Arbeits-
stunden zu anderen Terminen (auch gleitende
Arbeitszeit): Überstunden; sonstige GrÜnde
bei höherer Arbeitszeit;

g) Slellung im Berul:
Selbständiger ohne Beschäftigle: Selbständi-
ger mit Beschättigten; mithelfender Familien-
angehöriger; Mitheltender in einem vom Haus-
halt selbstbewirtschatteten landwirlschattli-
chen Betriebi Beamter, Richter: Angestellter
Arbeiter, Heimarbeitei kautm./techn. Auszu-
bildender gewerblich Auszubildender; Zeit'l
Berulssoldat (einschließlich BGS und Bereit'
schafl spolizei); Grundwehtr und ZivildienstleF
stende|:

h) Wirtschattszweig des Betriebes, der Firma
usw.:

't.8

1.9

1.10

1.11

1.12

1.13

1.14

1.15



2.1.2 Für Personen mit einer zweiten EMeöstätigkeit
zusätzlich Angaben zur zweilen Effi erbstätigkeit:
a) Stellung im Berut:

Selbständiger ohne Beschättigle; Setbständi-
ger mit Eeschättigten; mithellender Familien-
anqehöriger; Beamter, Rlchter; Angestellter
Arbeiter, Heimarbeiten kaufm./techn. Auszu-
bildender gewerblich Auszubitdender Zeit-l
Berufssoldat (einschtießtich BGS und Bereit-
schaftspolizei);

b) Wirtschaflszweig des Betriebes, der Firma
USW.;

c) Zahl der normalerueise ie Woche geleisteten
Aöeitsstunden und -tage;

d) Zahl der tatsächlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswmhe;

2.1.3 Für Aöeitslose und Arbeitssuchende:
a) Bezug von Arbeitslosengetd/-hitfe:

aö€itslos mit Aöeilslosengetd/-hilfe; arbeits-
los ohne Arbeitslosengeld/-hilre: nicht
arbeitslos:

b) Arbeitssuche als NichteMeöstätiger
nach Entlassung: eiigener Kündigung; freiwilli-
ger Unterbrechung; Übergang in den Buhe.
stand; sonstiges; nicht aöeitssuchend:
Aöeitssuche als Emeöstätiger:
wegen bevorslehenden Verlusts oder Beendi-
gung der gegenwärtigen Tätigkeit; z. Z. nur
Ubergangstätigkoit: Suche nach 2. Tätigkeit;
bessero Arbeitsbedingungen gesucht: sonsti-.
ges; nicht arbeitssuchend:

c) Arb€itssuche (2. Z. bzw. in den letzten vier
W@hen) durch:
Arbeltsamt; private Vermittlung; Aufgab€ von
lnseraten; Bewerbung aul lnserate: direkte
Bewerbung; persöntiche Voölndung: sonsti-
ges; Suche noch nlcht aulgenomm€n; SuchB
abgeschlossen (Arbeitsaulnahme in Kürzs):

d) Aröeitssuchs seit:
wenlger als 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten:
3 bis unter 6 Monaten: 'ä bis unter 't Jah[
I bls unter 1!/2 Jahren: 1 y2 bis unter 2 Jahren:
2 und mehr Jahreni

e) Art der gesuchten Tätigkeit:
Tätlgkeit als sstbständige'.:
Tätiokeit als Arb€ltnehmef,
nurVollzeittätigkeit; nur Teitzeittätigkeit: Voll-
zeittätigkeit g?gsbenenlatls Teitzeittätigkeit;
Tellzeittätigkeit gegeb€nentalls Voltzeittätig-
keit sonstigas;

0 verlügbarfür eine neueTätigkelt innerhatb von
zwei Wochen:
verrügbar:
nicht verfügbar wegen:
Krankheil: Ausbildung; noch b€stehender
Tätigkeit: sonstiges;

2.1.4 Für Nichteilerbstätige:
a) FrühereErueöstätigkeit:

eruerbslätig gewesen; nmh nie eruerbstätig
gewesen;

b) Eeendigung der f rüheren Eruerbstätigkeit vor:
weniger als 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten; g
bis unter 6 Monaten; % bis unter 1 Jahf 1 bis
unter 1 r^ Jahren;'1 y, bis unter 2 Jahren; 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren;

c) bei Beendigung einer früheren Tätigkeit in den
letzten drei Jahren:
wichtigst6r Grund für die Beendlgung der letz-
ten Tätigkeit:
Entlassung; bef risteter Arbeitsvertrag; Kündi-
gung; Ruhestand vozeitig nach Vonuhe-
standsregelung oder Arbeitslosigkeit: Fuhe-
stand aus gesundheitlichen Gründen: Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Gründen:
wehr_/Zivildienst: persönliche Gründe (auch
Studium); sonstiges:

d) Wirtschattszweig der tetzten Tätigkeit;
e) Stellung im Berul der t€tzten Tätigkeit:

Selbständiger ohne Beschätfl gte; Setbständi-
ger mit Beschäftigten: mitheltender Familien-
angehödger Beamter, Richter; Angestsllter;
Arbeiter, HeimaögiteG kautm.-/techn- Aus-
zubildender; gewerblich Auszubildender;
Zeit-lBerufssotdat (einschtießtich BGS und
BereitschaftsFlolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienstleistender;

2.2 Für Kinder im Vorschulaller und lür Schüler und
Studenlen:
Eesuch von:

Kindergarten/-hort: Grund-, Haupt-, Volksschule;
Real-/Berulsautbauschule: Gymnasium/Fach-
ob€rschulE; lntegrierte Gesamtschule; Berufs-
fachschule, Berulsgrundbildungs-, Berulsvorb+.
reilungsjah[ Fachschule; Fachhochschule;
Hochschule; Borursschute.

3 Zu§5Abr.1Nr.3
3.1 Übemi€gend€rLeb€nsunterhalt:

Emerbs-/Berutstätigkeit; Aöeilslosengeld/
-hllte; Rente, PBnsion; Unterhalt durch Eltern,
Ehegatta oder andere AngBhörigoi eigenes Ver-
mö' gen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozialhilte;
sonstige Untsrstützungen (2. B. BAI(G);

3.2 Art der öffentlichen Rente, Pension, u. ä.:

3.2.1 erste und ggf. zweito eigens (Versich€rten-)
Rente, Pension u. ä.:

Arbeiterrentenversicherung; Knappschaftliche
Rentenversicherung; Angestelltenrentenversi-
cherung; ötfentliche Pension; Kriegsoplenente;
Unfallversicherung; Rente aus dem Austand:
übrige ötlentliche Rente;
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3.2.2

J.J

3.4

4.4
4.4.1

erste und ggf. zweite Witwen-, Waisenrente,
-Pension u. ä.:

Aöeiterrentenversicherung; Knappschatlliche
Flentenversicherung; Angestelltenrentenvarsi-
cherung; öifentlich€ Pension; Kriegsopferrente:
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausland;
übrige öffentliche Fente:
Art der sonstigen öflentlichen und privaten Ein-
kommen:
Wohngeld: Sozialhilfe; BA'öG; sonstige Öttentli-
ch€ Unterstülzungen; Betriebsrente; Altenteil;
eigenss Vermögen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vemietung, Verpachtung:
privale UntBrstützungen:

Höhe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 300,- OM; 30O,- bis unter 450,- DM: 450,-
bis unler 600,-OM: 600,- bis unter 80O,-OM;
800,- bis unter 1 000,- 0M; 1 000,- bis unter
1 20O,-0M; 1 20O,- bis unter 1 40O.-OM;
1 400,- bis unter 1 60o,-DM: 1 600,- bis unter
1 80O,- 0M; 1 8O0,- bis unter 2 00O,- DM:
2 000,- bis unter 2 20o,-oM: 2 200,- bis unter
2 500,- DM; 2 5O0,- bis unter 3 O0O,- DM:
3 0O0,- bis unter 3 500,- OM; 3 50O,- bis unter
4 OO0,- 0M; 4 00O,- bis unler 4 5OO,- DM:
4 50O,- bis unter 5 0O0.- DM: 5 0o0,- und mehr
OM; alle mitheltenden Famillenangehörigen bzw.
selbständiger Landwirt: kein Einkommen.

gesetzliche Rentenversicherung:
in der Eerichtswoche pflichtversichert:

in der Ärbeitenentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenvarsicherung; in der AngF
stelltenrentenversicherung; in der Berichtswoche
nicht Dflichtversichert;

4.4.2 in den lelzten 1 2 Monaten vor der Berichtswoche
pflichtversichert:

in der Arbeitetrentenversicherung; in der Knapp.
schattlichen Rentonversicherung; in der Ange-
stelltenrentsnversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht pflichtver-
sichert;

4.4.3 in den letzten 1 2 Monaten vor der Berichtswoche
treiwillig versichert:
in der Arbsiterrentenversicherung; in der KnapF
schattlichen Bsntenversicherung; in dsr Ange'
stelltenrentenversicherungt in don letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht treiwillig
versichert:

4.4.4 sonstige Zahlung von Beiträgen seit dem-1.Januar1924:

in der Arbeitenentenversicherung; in der Knapf
schaftlichen Renlenversicherung; in der Ange.
stelllenreEtenversicherung; ln der Handwerker-
Versicherung; keine sonstige Beikagszahlungen.

5 Zu§5Abs.1Nr.5
5.'l Urlaubs- und Erholungsreisen von tünt und mehr

Tagen:
Urlaubs- und Erholungsreisen im Berichtsjahn
gsreisU nicht gereist; keine Auskunft erteilti Zahl
der Urlaubs- und Erholungsreisen:

ie Heise:

5.2 Zahl der beleiliglen Haushallsmitglieder

5.3 Monat des Reiseantritts;
für Beiseantritt in den Kalendermonaten Juni bis
Septemben
Angabs d6s Wochenabschnitls:
Montag bis Donnerstag; Freitag bis Sonntagt Rei-
seanlritt in der Kalendemoche des Schulferien-
beginns; nicht ln der Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns;

5.4 übeMiegend bsnutztes Verkehrsmittel:
Eisenbahn: Bus; Pkw (eigen und lremd); Flug-
zeug; sonstiges;

5.5 bei Auslandsreisen zusätzlich: Zielland:

5.6 bei lnlandsreisen:

5.6.1 Art der Beise:
Pauschal.oderGesellschaftsreiss (durch Reise.
veranstalter); Kur oder Vorschickung; Vemand-
ten- oder Bekanntenb€such; sonstige Flelse
(nicht durch Reiseveranstalter);

4 Zu§54b8.1Nr.4
4.1 Krankenversicherung, -versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schließlich der der Deutschen Bundssbahn, der
Deutschon Bundespost und des Bundesver-
kehrsministeriums), See.Krankenkasse; ln-
nungskrankenkasse: Bundesknappschaft: Er-
salzkasse; Landwirtschaftllche Krankenkasse:
ausländische Krankenkasse und Sozialversiche-
rung Berlin (Osl); private Krankenversicherung:
Anspruch aut Krankenversorgung als Sozialhil-
teemptänger, als Kriegsschadenrentner oder
Empfänger von Unterhaltshilfe aus dem Lasten-
ausgleich, freis Heillürsorge der Polizei, Bundes-
wehr und Zivitdienstleistenden;

4.2 Versicherungsverhältnis:
selbstversicherl:
pllichtversichert freiwillig versichert; als Rentner
versichert; Anspruch aul Krankenversorgung als
Sozialhilfeemp(änger, als Kriegsschadenrentner
oder Empfänger von Unterhaltshills aus dem
Lastenausgl€ich; Heillürsorge der Polizei, Bun-
deswehr und Zivildienstleistsnden;
mitversicherl bei:

Pllichtversichertem; lreiwillig Versichertem: als
Rentner Versichertem:

4.3 zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schulz:
vorhanden; nicht vorhanden:
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5.6.2 voruiegendosReiseziel:
Angab€ des Bundeslandes: DDR, Serlin (Osl);

5.6.3 Reisegebiet:
Nordsee; Ostseet Lüneburger Heid-.; Hazi Teulo-
burger Wald: Weseöergland; Rhein von Bonn bis
Rüd€sheim: Mosel: Eifel/Hunsrück; Siegetr
larid/Bergisches Land; Kurhessen Wal-
deck/Sauerland: Taunus/Wesleruald; Spes-
sart/Rhöni Odenwald/Bergstraß€/Taubergrund:
SchwaRald: Schwäbische Alb: Bodenseei Vor-
alpen: Alpen; Fränkische Schweiz/Fränkischer
Jura/Steigeruald; Bayerischer Wald/Oberpf älzer
Wald/Frankenwald/Fichlelgebirge: übrige Reise-
gebiele:

5.6.4 Oauer der Fleise:

5 bis 7 Tage;8 bis 14 Tage; 15 bis 2l Tags; 22
bis 28 Tage: 29 und mehr Tage;

5.6.5 übemlegend benutzte Unterkunllsarl:
' Hotel, Gaslhof. Fremdenheim, Pension; HeiF

stätte, §anatorium; Ferien- und Erholungsheim:
Privatquartier gegen Entgelt (außer aut Bauern-
hol); Privatquadier gegen Entgell (aut Bauern-
hot): Privatquartier ohne Entgelt; Ferienhaus,
Bungalow. Apparlement; Campin0plalz: sonstige
Unterkunfl.

6 Zu § 5 Abs.2 Nr. t

6.1 Ausgeübler Berul in der ersten und zweiten
Emeöstätigkoit, lür Nichterwerbstätige in der
letzlen Erueöstäligkeit:

6.2 übeBiegendausgeübteTätigkeit:
lechnische Anlagen steuem, bedienen, einrich-
len oder warlen; Anbauen, Züchten, Hegen,
Gewinnen/Abbauon/Fördern, Verarb€iten/ Bear-
b€lten, Kochen, Bauen/Ausbauen, lnstallleren,
Monlieren; Reparieren, Ausbessern, Restaurie.
ren, Erneuem; Kaufen/Verkauten, Kassieren,
Vermitteln, Kunden b€raten, Verhandeln, Wer-
b€n: Schreibarb€iten/Schrittwechsel, Formular-
arbeiten, Kalkulieren/Berechnen, Buchen, PrG
grammieren, Arbeiten am Terminal, Eildschirm:
Analysieren, Messen/Prüfen, Erproben, For-
schen, Planen, Konstruieren, Entwerlen/Gestal-
len, Zeichnen; Oisponieren, K@rdiniereil, Orga-
nisieren, Führen/Leilen, Management; Aewirien,
Beherbergen, Bügeln, Reinigen/Abfatt beseitigen,
Packen, Vdrladen, Transporlieren/Zustellen,
Sorlieren/Ablegon, Fahzeug steuern; Sichern,
Bewachen, Gesetze/Vorschriften anwenden/
auslegen, 8€urkunden: Erziehen/Lehren/
Ausbilden, Seratend hellen, Pflegen/Versorgen,
M6dizinisch,'Kosmetisch behandeln, Publizieren,
Unterhallen, Vortragen, lnformieren;

6.3 Betriebsabteilung,Werksabteilung:
Ferligung, Prcduklion, Montage; lostandhaltung,
Repaiatur, gelriebsmittelerstellung; Arbeitsvor-
b€reitung/-organisation. Kontrolle, Prüfungen;
Entwicklung, Konstruktion, Forschung, Design,
Musterbau; Mateiialwirtschatt/-ausgabe, Be-

schaffung, Lager, Einkauf; Verkauf, Absatz, Mar-
keting, Kundenbetreuung, Werbung, PR; Finan-
zierung, Rechnungs-/Bechtswesen, Datenverar-
beitung, Stalistik, Schreibdienst, Auttragsbeatr
beitung, Sachverwallung; personalwesen, Aus-
bildung, Medizinische Betreuung, Sozialpllege;
Geschätts-/Amtsteitung, Direktion:,keine Tätig-
keit in eioer der genannten Abteilungen, keine
Unlergliederung des Betriebs/der Behörde in
Abteilungen;

6.4 Slellung im Betrieb:
Auszubildender, Prak!ikant, Votontär: Selbstän-
diger mit bis zu 4 Beschättiglen oder alleinschaf-
[end; Selbständiger mit 5 und mehr Beschättig-
ten;
Anqestellter. Beamtei, Arbeiter, mithe(ender
Familienangehöriger:
Bürc, Schreihkraft. angeternter Arbeiler/Nicht-
Facharbeitec Verkäuler, Beaöeiter, FBchaöei-
ler, Geselle; Sachbeaöeit€r, Vorarbeiter, Koton-
nen-, Schichtführec herausgehobene, qualili-
zierle Fachkratt. Meisler, Polier, Schachtmeisteri
Sachgebietsleiter/Fleferent, Handlungsbevolt-
mächtigte( Ableilungsleit€r. Prokurist; Oirektor,
Amts-, Betriebs-/Werksleiter, Geschättsf Lihrer:

6.5 Wechsel des ausgeübten Beruts in den telzten
beiden Jahren:
gewechself nicht gewechselt;

6.6 Wechsel des Betriebs, der Firma usw. in den letz-
ten beiden Jahren:
gewochselt; nicht gewechselt.

7 Zu § 5 Abs.2 Nr.2

7-1 Harchster Schulabschluß an altgemeinbildenden
Schulen:
Volks- (Haupt-)schulabschtuß: Realschutab-
schluß (Mittlere Feile) oder gleichwertiger
AbschluB: Fachhochschulreife; allgemeine oder
fachgebundene Hochschutreife (Abitur/Fachabi-
lur):

7-2 letzlerberullicherAusbildungsabschluß:
kein beruflicher Ausbildungsabschluß: Abschluß
einer Lehr-/Anlernausbildung oder gleichwerliger
Berufslachschulabschluß; b€ruf liches Praktikum:
Meister-/Techniker- oder gleichwerliger Fach-
schulabschluß; Fachhmhschulabschluß (auch
lngenieurschulabschluß); Hochschutabschlußi

7.3 berullichs Fortbildung, Umschulung, sonstige
zusätzliche praktische Berufsausbildung in den
letzten zwei Jahren:
6m Arbeitsplatz, im Betrieb: bei einer lnduslrie-
und Handelskammer usw.i in bosonderen Fortbil-
dungs-/Umschulungsslätten; an einer berufsbil-
denden Schule/Hmhschule; durch Fernunter-
richt; auf andere Arl: keine berulliche Fortbildung,
Umschulung, sonstige praktische Berufsausbil-
dung in den letzten zwei Jahren;
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7.4 Dauer der Fortbildung. Umschulung, sonstigen
praklrschen Berulsausbildung:

unter I llonal; 1 bis unter 6 Monatei 6 bis unter
1 2 Monale; 1 bis unter 2 Jahre:2 Jahre und mehr:
zur Zerl noch andauernd,

Hauotlachrichlung des HGhschul-/Fachhmh-
schulabschl u sses.

8 Zu§5Abs.2Nr.3
Für Ausldnder:

8.1 Aufenthaltsdauer in de. Bundesrepublik
Oeutschland einschließlich Berlin (west):

hier geboren: Zuzug I 949 und früher;

bei Zuzug I 950 und sPäter:

Zuzugsjahc

8.2 Zahl und Alter der im Ausland lebenden Kinder
unler 18 Jahren:
unterO Jahren; 6 bis unter l0Jahren: 10bis unter
16 Jahren: 16 bis unter l8 Jahren:

8.3 Ehegatte:
im Ausland lebend; nichi im Ausiand lebend:

8.4 ,ür Ledige:

im Ausland lebende Eltern:

Mutte( Vateri Mutter und Vatei keine inl Ausland
lebenden Eltern-

11 Zu § 5 Abs.3 Nr.2

Für die in den letzten 4 Wochen kranken/unfall'
verlelzten Person€n:

1 1 .1 Krankheit oder Unfallverletzung eines Haushalts-
mitgliedes in den lelzlen vier Wmhen:

kränk: untallverlelzti nichl krank bzw unlallver-
letzt; keine Auskuntl erteill;

1 1.2 Dauer der Krankheit/Unlallverletzung:
1 bis 3 Tage; 4 Tago bis I Woche; über I Woche
bis 2 Wchen: über 2 Wochen bis 4 Wmhen: über
4 Wochen bis 6 Wochen; über 6 Wochen bis
1 Jahr über'l Jaht noch andauernd;

'l 1.3 Arl des Unlalls:
Aöeils-/Oienstunfall (ohne Wegeunfall); Vetr
kehrsunfall (einschließlich Wegeunrall): häusli-
cher Unf all; Freizeitunf all (Sport/Spiel/sonstige
Freizeitb€schäftigung); sonst;ger Unfall (ein'
schließlich Schulunfall);

Bonn. den 14, Juni 1985

1 1.4 Art der Behandlung:

in ambulanter Behandlung beim Aull ln ambulan-
ter Behandlung im Krankenhausi in stationärer
Krankenhausbehandlung;

'I 1.5 Dauer einer stationären Behandlung:

1 bis 3 Tage; über 3 Tage bis 'l Wmhe: Über
1 wmhe bis 2 Wchen: über 2 WGhen bis
3 Wochen; über 3 Wochen; n@h andauernd:

1 1.6 Aöeitsunfähigkeit:
noch andauernd; beendet.

12

I 2.1

12.2

Zu§5Abs.3Nr.3
Festslellung einer Minderung der EMerbslährg-
keit durch amtlichen Bescheid:
Bescheid des Versorgungsamtes/amtlicher
Schwer(kriegs-)beschädigten-. Schwerbehin-
dertenausweis: sonstiger amtlicher Bescheid
(2. 8. Rentenbescheid, Verualtungs- oder
Gerichtsenlscheidung); sowohl Bescheid/Aus-
weig des Versorgungsamtes usw. als auch son-
sliqer amllicher Bescheid: Antrag geslellt aber
noch keinen Bescheid: keine amllich testge-
stellte Behinderungi .

G.ad der amtlich feslgestellten Minderung der
Eruerbsfähigkeit:
bis 29 o/o:30 bis 49 o/o; 50 bis 59 o/o;60 bis 69 o/o;

70 bis 79olo: 80 bis 89%: 90 bis 99o/oi 100%;
nichl bekannt.

13

13.1

Zu§5Abs.3Nr.4
Bei Angestellten, Arberlern und Auszubildenden:

betriebliche Allersvorsorge:
Ruhegeldzusage des Arbeitgebers, Pensions-,
Unlerstützungskasse mit eigenen Beiträgen:
Ruhegeldzusage des Arbeitgebers, Pension-,
UnlerslützVngskasse ohne eigene Beitrage: Le-
bensversicherung durch gelrieb; lreiwillige Hö-
her- oder Weiteruersicherung in der gesetzlichen
Benlenversicherung: gemischler Typ; unbekann'
ler Typ; nicht vorhanden. nichl bekannt;

Höhe einer Lebensversicherung (ohne Sterbe-
geldversicherung):

unter 5 000.- DM; 5 000,- DM bis unler
10000.-0M; 10O0O,- bis untei 2O000,-DM;
20000,- bis unler 300o0.-OM: 30000,- bis
unt€r 50 00O,- OM: 50 O00,- bis unter
1000O0,-Olvl: 100O00,-OM und mehr: keine
Lebensversiche.ung.

13.2

§2
Oiese Verordnung gilt nach § 1 4 des Oritten Überlei-

lungsgesetzes in Verbindung mit § '16 des Mikrozen-
susgesetzes auch im Land Berlin,

§3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung

in Kraft,

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister des lnnern
Or- Zimmermann
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Ersle Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusvelordnung

Vom 2t. Aprit 1986
(B3Bt. I s. 1j5)

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensusgesetzes vom .1O. Juni
1 985 (BGBI. I S. 955) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates:

§1
§ t der Mikrozensusverordnung vom 1 4. Juni 1 985 (BGBI. I S. 967) wird wre

folgl geändert:

1. ln Nummer 1.'12 werden die Worle ,.Januar-Mai; Juni-Dezember., durch
die Worte,.Januar-Apnl; Mai-Oezembel:., ersetzt,

2. ln Numme|I L6 wird der punkt am Ende durch ein Semikolon ersetA, und
es wird folgende Nummer 1 1.7 eingefügt;
,,1 1.7 Vorsorge gegen Krankheiten:

a) Teilnahme an einer Schluckrmpfung gegen Kinderlähmung
(Poliomyelitis):
teilgenommen; nrcht teilgenommen; nicht bekannt:

b) Jahr der letzten Schluckimpfung:
Jahreszahl (letzte zwei Stellen) eintragen.,.

§2
Oiese Verordnung grtt nach s I 4 des Dritten überleitungsgesetzes in Ver-

bindung mit § 1 7 des Mikrozensusgeselzes auch im Land Bertin,

§3
Oiese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Bonn, den 21. Aprit 1986

Oer Bundeskanzler
Or. Helmut Koht

Oer Bundesminister
für Jugend, Familie und Gesundheit

Rita Süssmuth
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Zvreite Verordnung zur
Anderung der Mikrozensusverordnung

vcm 28.Febr.l989
BGBI. I S. 342

fUr §'l auf Grund des § l0 Abs' I Satz 3 Mikrozensusgesetz vcn l0. Juni

1985 (BGB]. I S,955) und für § 2 auf Grund des § 5 Abs.4 Bundesstati-
stikgesetz vo{n 22. Januar 'l987 (BGBl. I S. 462' 565) verordnet die Bun-

desreg ierung:

§r

§ I der Mikrozensusverordnung vom l4. Juni 1985 (BGBl. I S. 957)' geändert

durch die Erste Verordnung zur Anderung der l''likrozensusverordnung von

21. April 1985 (BGBl. I S.435), wird wie folgt geändert:

1 Als neue Nunmer 6.4 wird ein-oefügt:

"6.4 Merkma'le des Arbeitsplatzes

a) Schichtarbeit:
ständig; regelmäBig; gelegentl ich ;

b) Art der Schichtarbeit: Frühschicht, Spätschicht, Nachtschicht, Tag-

schicht, sonstige Schichteinteilun9; regelmäBig; 9elegentlich;
c) Nachtarbeit (zwischen 22.00 Uhr und 5.00 Uhr):

ständig; regeimä6ig; gelegentl ich;
d) Zahl. der bei Nachtarbeit geleisteten Arbeitsstunden ie Nacht;
e) Samstagsarbeit:

ständig; regelmäBig; gelegentl ich;
f) Sonn- und Feiertagsarbeit:

ständig; regelmäBig; gelegentl ich."

2. die bisherigen Numrnern 6,4 bis 5.6 werden Numnern 6.5 bis 6.7
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3. In Nununer ll.7 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

'a) Verwendung yon jodiertem Speisesalz im Haushalt:
ja; nein; nicht bekannt;

b) wenn nein oder nicht bekannt, Angabe des Grundes:
Keine Kenntnis von jodiertem Speisesalz; keine Kenntnis von der
Bedeutung des jodierten Speisesalzes zur Gesundheitsvorsorge; son-
stiges; "

4. Es vlird folgende Nungner Il.8 eingefügt:

"l I.8 Krankheitsrisiken:

e)

gegenwärtig Raucher: regelmäBig; gele-gentl ich;
früher Raucher: regelmäEig; gelegentlich;
niemals Raucher; d) für gegenwärtige und frijhere Raucher:
iJbervriegende Art oes Rauchens ; Zigaretten ; Zi garren/Zi garil I os;
Pfe ife ntabak;
Alter bei Rauchbeginn;
für gegenwärtige und frUhere Zigarettenraucher: Zahl der täglich
gerauchten Zigaretten; weniger als 5;5 bis 20;21 bis 40;41 und

mehr."

§2

Die Erhebungen nach § 5 Abs.2 Nr.4 Mikrozensusgesetz und §'l Nr.9 Mi.
krozensusverordnung werden im Jahr Ig89 ausgesetzt.

§3

Diese Verordnung gilt nach §'14 des Dritten ijber'leitungsgesetzes in Ver-
bindung mit § l7 des Mikrozensusgesetzes auch im Land Berlin.

§4

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkijndung in Kraft,

Der Bundesrat hat zugestimmt.

a)
b)

c)
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Auszug aua

Gesetz
über die Statistik für Bundeszwecke

(Bundesstatistikgesetz - BStatc)

Vom Zl. Januar 1987

(rcnr. r s, 452, ,65)

§ ls
Auskunttspllchl

(1) Dio ein6 Bundesstatistik anordnende Rechtsvor-
schritl hat leslzulegen, ob und in welchem Umfang die
Erhebung mil oder ohne Auskuntlspllicht erlolgen soll. lsl
ein€ Auskunttspllichl leslgelegl, sind alle natürlichen und
iurislischen Porsonen das privaten und öflentlichen
Rechls, Personenvereinigung€n. 8ehörden des Bundes
und der Länder sowie Gameinden und Gemeind€ver-
bände zur Beantworlung der otdnungsgemäo gestellten
Fragen verptlichlet.

(2) Die Auskunflspllchl b€sleht g69enüb€r den mil dBr
Durchlührung der Bundesslatistik€n smtlicl| belrauten
Stellen und Personen.

(3) ois Antworl ist wahrheitsgemäo, vollsländig und
innerhalb der von den statislishen Amtem des Bundes
und der Länder geselzten Fristen zu erteilen. Bei schrift'
licher Auskunftseneilung isl die Anlwort €ßt edeilt, wenn
dio ordnungsqema0 ausgelüllten Erhebungsvordrucke der
Erhebungsslelle zugegangen sind. Di€ Antwort ist, sowsit
in eine, Rechtsvor$hritl nichts anderes besllmmt ist. lüt
den Emplänger kosten- und porlolrei zu edeilen.

(4) Werden Erhebungsbeaullragle eingesetzt. kÖnnen
die in den Erhebungsvordrucken enthall€nen Fragen
mündlich oder schrittlich bsantwortel werden

(5) ln den Fallen des Absalzes 4 sind bei schritllicher
Auskunllserteilung die ausgefüllten Erh€bungsvordrucke
den Erhebungsbeautlragten auszuhändigen oder in ver'
schlossenem Umschlag zu übergeb€n oder bei der Efi+
bungslelle abzugeben oder donhin zu übersenden.

(6) widerspruch und Antshtungsklags gegen die Aul'
lorderung zur Auskunttserteilung haben keine aulschie'
bende wirkung.

§ 16

Gehelmhaltung

(1 ) Einzelanqaben übet pgßÖnliche und sachliche Ver'
hällniss. die lür eine Bundesstalislik gemacht werden,
sind von den Amtsträgem und Iür den ötlentlichen Oienst
besonders VerPllichtelen, dia mit der Durchlührung von
Bundesslalistiken Detraul sind. geheimzuhalten, soweit
durch besondera Rechtsvoßchrifl nichls .anderes
bestimmt ist. Dies grlt nichl lür

'L Einzelangaben. in deren Übeminlung oder VerÖflenl'
lichung der Belraqte $hriftlich engewilligil hat,

2. EiEelangaben aus allgemein zugänglichen Ousllen,
wenn sie srch aul die in § I 5 Abs. I gsnannten Ötlenl'
Iichen Stellen beziehen, auch sowart eine Auskuntts'
pllicht aufgrund einer eine Bundesstatistik anordnen-
den Rshtsvo6chntl b€sleht,

3. Einzelangaben, die-vom Statistischen Bundesamt oder
den slalislischen Amtsm der Länder mit den Einzel-
angaben anderer Eslraglar zusammengelaßt und in
stalistischen Ergebnissen dargestellt sind,

4. EiMelangaben, wenn sie dem Belragten oder Belrotfs.
nen nichl zuzuordnen sind.

Oie §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 1 1 1 Abs, 5 in Verbindung mit
§ 105 Abs. I sowie § 116 Abs.1 der Abgabenordnung
vom 16. Mätz 1976 (BGBI. I S. 613; 1977 | S. 269), zulota
geänderl durch Arlikel I des Gesetzes vom 19. Oezgmber
1985 (BGBI. I S.2436), gelten nichl lür Peßonen und
Stellen, soweit sie mil der Durchlührung von Bundes.,
Landes- oder Kilmmunalstatistiken betraul sind.

(2) Die Übermittlung von Einzelangaben ilischen den
mil der Durchlührung einer Bundesstatrstik belrauten Psr.
sonen und Slellen isl zulässig, soweil dies zur Eßtellung
der Bundesslalistik ertorderlich isl.

§23
Bu0geldYorschrtlt

(1 ) Ordnungswidrig handeh, wer vorsälzlich oder lahr-
lässig entgegen § 15 Abs. t Satr 2, Abs.2 und 3 Satz 1

eine Auskunrl nicht, nicht richtig, nichl vollständig oder
nicht rechlzailig erleilt.

(2) Ordnungswidrig handetl auch, wer enlgegen § ll
Abs. I dis Antwodon nichl aul den Erhebungsvordrucken
rn d€r vorgegebensn Fom erlsill

{3) Oie Ordnungswidrigkeit kann mil ein€r G€ldbuße bis
zu zehntausend Doulsche Mark geahndel werden,

§26
ÜbErleltungsvorschrltl

(4) Eine Auskuntlspllichl isl nach § 15 Abs. 1 Satz 2
auch lestgelegl. soweil Erhebungen aulgrund bereits gel-
tender eine Bundesslatistik anordnender RechlsvoEchril-
len durchgelührl warden und die Antworl nrcht ausdrück-
lich treigestelll isl. .--
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